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Erweiterte Subjektperspektive – Neue Ansprüche an Arbeit und Nachhaltigkeit 

Abstract: Im Verlauf der vergangenen Dekaden haben sich die sozio-ökonomischen wie auch die 

normativen und regulativen Grundlagen der Governance der Erwerbsarbeit in einer Weise verändert, 

die für das Handeln des einzelnen Menschen als Arbeitskraft und tätiges Subjekt neue Voraussetzun-

gen schafft: Erwerbstätige gewinnen als unmittelbare individuelle Akteure in der Governance von Ar-

beit an Bedeutung. Die damit einhergehenden Prozesse der Flexibilisierung, Subjektivierung und Ent-

grenzung von Arbeit werden in den einschlägigen Debatten häufig und mit guten Gründen kritisch 

interpretiert, z. B. als erweiterte Landnahme oder Kolonialisierung von Subjektivität. Im Unterschied 

dazu wird in diesem Beitrag der Frage nachgegangen, ob und inwiefern sich hierdurch auch neue 

Chancen für eine nachhaltige(re) und sozialverträgliche(re) Gestaltung von Arbeit eröffnen. Insbeson-

dere für hoch qualifizierte Beschäftigte als Individuen wie als ,neue‘ kollektive Akteure eröffnen sich 

hierbei Macht- und Möglichkeitsräume, ihre erweiterte Subjektperspektive zur Geltung zu bringen – 

mit womöglich durchaus ambivalenten Wirkungen auf Strukturen der Governance von Erwerbsarbeit 

und für betriebliche Arbeitsbeziehungen. 

1 Einleitung: Die Aufwertung des Individuums in Arbeit und Betrieb als For-

schungsprogramm 

Eine ganze Reihe von Prozessen des gesellschaftlichen Wandels kulminieren in 

deutlichen Veränderungen der betrieblichen Arbeitsgestaltung und der Bedingungen 

des individuellen Arbeitshandelns in Unternehmen: Neue Produktionskonzepte und 

ein neuer Typus von betrieblicher Rationalisierung fordern den „ganzen Menschen“ 

mit all seinen sozialen und kreativen Potentialen im Betrieb. Damit verbinden sich 

vielfach beschriebene Prozesse der Individualisierung und Heterogenisierung in und 

durch Arbeit. Zudem sind die Institutionen des Sozialstaats im Zuge der Vermarktli-

chung sozialstaatlicher Leistungen und der Rekommodifizierung von Arbeit entlastet 

worden, während die Herstellung von sozialer Sicherheit und biographischer Kontinu-

ität verstärkt Individuen überantwortet wurde („Downscaling“; Dingeldey et al. 2015). 

Auch dadurch nehmen Vielfalt und Verschiedenheit von Lebensentwürfen und Le-

benswirklichkeiten zu und hergebrachte „Normalitäten“ verlieren an Legitimität und 

Prägekraft. Im Verlauf der soziokulturellen Individualisierungsprozesse haben sich 

schließlich auch jene gesellschaftlichen Werte, die wie Gerechtigkeit, Leistung, Soli-

darität, Sicherheit und Freiheit eine wichtige normative Grundlage für die Gestaltung 

des Arbeitssystems und die individuellen wie kollektiven Handlungsorientierungen 

sind, gravierend in Richtung individualistischer(-er) Vorstellungen entwickelt (Offe 

2003, Holtrup 2008, Doering-Manteuffel/Raphael 2011). 

Damit hat sich insgesamt die Governance der Erwerbsarbeit in einer Weise ver-

ändert, die für das Handeln des einzelnen Menschen in seiner Eigenschaft als Ar-

beitskraft und tätiges Subjekt neue Voraussetzungen schafft: Die „Krise der Arbeit“ 
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geht mit dem „Aufstieg des Individuums“ (Castel 2011) einher und die Erwerbstätigen 

selbst gewinnen damit als unmittelbare individuelle Akteure an Bedeutung in der 

Governance von Arbeit (Warsewa 2015). Zu vermuten ist, dass sich dies in ambiva-

lenten Veränderungen der betrieblichen Wirklichkeit, der Arbeitsbeziehungen und der 

Gestaltung und Regulierung von Arbeit niederschlägt. Unklar bleibt dabei, unter wel-

chen Bedingungen sich welche konkreten Folgen einstellen werden.  

In den folgenden Ausführungen werden vor allem potenzielle Chancen für eine 

sinnstiftendere, nachhaltigere und sozialverträglichere Gestaltung von Arbeit betont. 

Dieser Beitrag ist primär forschungsprogrammatisch ausgerichtet: Es wird sondiert, 

welche neuen Forschungsperspektiven sich im Forschungsfeld ‚Arbeit und Nachhal-

tigkeit‘ ergeben, wenn von einer Aufwertung des Individuums in Arbeit und Betrieb 

ausgegangen wird. Dabei werden vor allem Handlungspotenziale und Chancen von 

Individuen, ihre erweiterte Subjektperspektive und damit verbundene sozial-ökolo-

gische Sinnansprüche in Unternehmen einzubringen und deren Voraussetzungen 

fokussiert.   

Zunächst wird mit dem sozialen Wandel und der Ausdifferenzierung von gesell-

schaftlichen Normen der Bedeutungszuwachs neuer gesellschaftlich legitimierter An-

sprüche und einer „erweiterten Subjektperspektive“ bzw. eines neuen, individuellen 

Bezugs auf Arbeit begründet (Kap. 2). Ob und in welcher Weise sich vor dem Hinter-

grund von betrieblichen Rationalisierungsstrategien, Flexibilisierung und Subjektivie-

rung der Arbeit tatsächliche Spielräume für die Geltendmachung der erweiterten 

Subjektperspektive eröffnen, wird im folgenden Abschnitt erörtert (Kap. 3). Die mög-

licherweise resultierenden betrieblichen Reaktions- und Entwicklungsmuster werden 

in drei Szenarien angedeutet (Kap. 4) und in einem kurzen Ausblick werden jene 

Fragestellungen zusammen gefasst, die weitere empirische Arbeiten zum Thema 

anleiten könnten (Kap. 5).  

2 Erweiterte Subjektperspektive und neue Ansprüche 

Die Aufwertung des Individuums 

Unternehmen setzen in Managementstrategien der ,Subjektivierung von Arbeit‘ ver-

mehrt auf die Nutzung menschlicher Stärken für ökonomische Zwecke. In dem Ma-

ße, in dem „der ganze Mensch“ mit all seinen Potentialen im Betrieb gefordert wird, 

finden aber auch jene Ansprüche und Interessen den Weg in den Betrieb, die nicht 

unmittelbar aus der Arbeitserfahrung resultieren. Die vergrößerten Freiräume und 

Entfaltungsmöglichkeiten für die persönlichkeitsförderlichen und sozialen Potentiale 

der Arbeit befördern derartige Prozesse. Die Nutzung dieser Spielräume durch die 

Beschäftigten bezeichnete Baethge (1994) als „normative Subjektivierung“ von Ar-

beit. Diese  

„hebt zwar die Fremdbestimmung nicht auf, bewirkt aber in zentralen Bereichen eine Auf-

weichung ihrer etablierten Ausdrucksformen im Betrieb [...]“ (Baethge 1994: 245).  

Bezeichnend hierfür sei eben gerade, dass jene Ansprüche und Persönlichkeits-

merkmale, die nicht unmittelbar auf das Tauschverhältnis von Arbeitskraft und Ent-

lohnung bezogen sind, sich stärker als bisher als konkrete subjektive Ansprüche an 
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die Arbeit, ihre Inhalte, ihre Organisation und ihre Regulierung ausdrücken. Mit den 

enorm ausgeweiteten Anforderungen der Unternehmen an Beschäftigte könnten sich 

durchaus auch wachsende Anforderungen der Mitarbeiter/-innen an die Unter-

nehmen entwickeln – Anforderungen, die der unternehmerischen Verwertungslogik 

eigene subjektive Sinn- und Relevanzkriterien für die Gestaltung von Arbeits- und 

Beschäftigungsverhältnissen entgegensetzen und die aufgrund der wachsenden in-

ternen Angewiesenheit auf die Bereitschaft der Beschäftigten zur eigenverantwortli-

chen Leistungsverausgabung auch Realisierungschancen finden. 

Dies gilt insbesondere für jene individualisierten, hoch qualifizierten und an-

spruchsvollen Arbeitskräfte, die wissen, dass ihre Fähigkeit, multiple Flexibilitätsan-

forderungen in entgrenzten Arbeits- und Beschäftigungsverhältnissen zu bewältigen, 

sowie unter hohem Arbeits-, Zeit- und Qualitätsdruck und hoher Unsicherheit kreativ, 

problemlösungs- und effizienzorientiert zu arbeiten, für das Unternehmen in wach-

sendem Maße strategische Bedeutung erlangt. Im Verlauf dieser Entwicklungen hat 

sich zwar auch die Verantwortung für die Bewältigung sozialer Risiken stärker auf 

eine individuelle Ebene verlagert; gleichzeitig eröffnen sich aber zumindest für be-

stimmte Arbeitnehmergruppen auch wachsende Spielräume für individuelles Handeln 

und Entscheiden innerhalb und außerhalb der Arbeit. Die gesellschaftlichen Prozes-

se der Individualisierung und sozialen wie normativen Heterogenisierung unterstüt-

zen diesen Wandel in der Arbeitswelt in mehrfacher Hinsicht:  

Individualisierung durch Normbildungsprozesse  

Zunächst bedeutet die Erosion allgemeiner Normalitäten, dass sich milieuspezifisch 

unterschiedliche Normen herausbilden und verfestigen; die entstehende Normenplu-

ralität erscheint zunehmend akzeptabel und ihrerseits als „Normalität“. So ist etwa zu 

beobachten, dass sich Vorstellungen von gesunder und ökologisch unbedenklicher 

Arbeits- oder Lebensweise ebenso wie etwa Vorstellungen zur Vereinbarkeit von Be-

ruf und Familie oder zur geschlechtlichen Arbeitsteilung – wiewohl in allgemeiner 

Form weitestgehend akzeptiert – in jeweils milieu- und gruppenspezifisch konkreten 

Formen realisieren (Warsewa 2000). Insofern verwundert es auch nicht, dass Arbeit-

nehmer/-innen nicht mehr daran glauben, dass ihre berechtigten Ansprüche noch 

von einer Mehrheit oder gar „der Gesellschaft“ geteilt werden (Hürtgen/Voswinkel 

2016).   

Aus dieser Zunahme von „nichtnormaler Normalität“ (Hürtgen/Voswinkel 2014) 

erklärt sich das zeitweilig irritierende Nebeneinander von differenzierten „Normalitä-

ten“ einerseits und der Verbreitung bestimmter, allgemein akzeptierter Normen ande-

rerseits. Entscheidend für deren reale Wirkung ist dabei eben gerade, dass auch 

verschiedene Ausprägungen von allgemeinen Normen sich auf gesellschaftliche Ak-

zeptanz und Legitimität stützen können. Die unterschiedlichen Adaptionen von all-

gemein akzeptierten Normen leisten dann in der konkreten Lebenswirklichkeit auch 

ganz unterschiedliche Beiträge zur Umsetzung der „eigentlichen“ Ziele: Ökologisches 

Engagement nimmt etwa beim kollektiven Food Sharing, in Tausch- und Reparatur-

ringen in bestimmten Communities und unter Einsatz digitaler Medien eine gänzlich 

andere Form an als beim „Lifestyle of Health and Sustainability“ wohlhabender Indi-
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vidualisten. Ähnliche Motive und Orientierungen in der Belegschaft können etwa im 

Betrieb zur Gründung einer Energiegenossenschaft oder zum kollektiven Engage-

ment für ein nachhaltiges Landwirtschaftsprojekt in der dritten Welt führen.    

Gerade die Individualisierungs- und sozialen Differenzierungsprozesse, die sich 

parallel zu den privaten Einstellungen, Praktiken, Erwartungen und Lebensstilen 

auch in Arbeit und Betrieb vollziehen, könnten neuartige Verknüpfungen zwischen 

beiden Sphären erleichtern:  Das ausdifferenzierte Einsickern umweltkritischer Moti-

ve in alle gesellschaftlichen Bereiche mag einen allgemeinen Normbildungsprozess 

gespeist haben, der mittlerweile auch praktische Wirkungen in Betrieben und Beleg-

schaften zu entfalten scheint. Dies gilt für den Bereich der Erwerbsarbeit ebenso wie 

für andere Lebenssphären und erleichtert die praktische Verbindung von privater und 

betrieblicher Erfahrungswelt. Vieles deutet darauf hin, dass diese Aktivitäten zu ei-

nem notwendigen und selbstverständlichen Teil der allgemeinen Unternehmenspra-

xis werden. Zahlreiche Hinweise, etwa die zunehmende Autoabstinenz junger Men-

schen (Bratzel/Lehmann 2010), die wachsende Zahl von betrieblich organisierten 

Energiegenossenschaften und „Bürgerkraftwerken“ (Mautz 2016), die enorme Zu-

nahme von umwelt- und gesundheitsorientierten Ernährungsweisen und Lebensstilen 

(Häußler 2011), die zunehmende Zahl und Unterstützung betrieblicher Umweltinitiati-

ven, die Diskussionen über die „Wertewelt“ der Generation Y (Signium 2013) etc., 

zeigen, dass trotz oder gerade wegen der Individualisierungstendenzen innerhalb 

und außerhalb der Arbeit sich vermehrt individuelle und/oder kollektive Verhaltens-

muster entwickeln, die sich rund um ökologische Fragen organisieren.  

Entgrenzung von Unternehmen  

Letzteres wird durch den Strukturwandel der Wirtschaft gestützt und verstärkt: 

Wachsende Ansprüche an die Innovationskraft und Flexibilität der Unternehmen 

erfordern vielfältige funktionale Beziehungen auf allen Ebenen – zwischen Unterneh-

men, aber auch mit zahlreichen anderen Institutionen und Akteuren. Hierdurch erhö-

hen sich Anforderungen an die Reagibilität von Unternehmen gegenüber Entwicklun-

gen in ihrer Umwelt. Verschiedenste Stakeholder-Ansprüche entfalten damit auch im 

Unternehmen ihre Wirkung und führen dazu, dass die Entwicklung von Unterneh-

men, die dazu getroffenen Entscheidungen und ihre Wechselwirkungen mit der Un-

ternehmensumwelt in einem bislang nicht gekannten und hoch widersprüchlichen 

Maße legitimations-, begründungs- und erklärungspflichtig werden. Entscheidend ist 

dabei, dass die Grenze zwischen Betrieb bzw. Unternehmen und Gesellschaft immer 

durchlässiger wird und gesellschaftlicher Wertewandel damit auch im Betrieb Wir-

kung entfalten kann.   

Mit der gegenseitigen Durchdringung von Unternehmen und Gesellschaft wächst 

ein Verständnis dafür, dass die Aktivitäten der Unternehmen und damit auch die Ar-

beit der Mitarbeiter/-innen nicht nur in das Geschehen verschiedener Märkte (Güter-, 

Dienstleistungs-, Arbeits-, Wissensmärkte) eingebettet, sondern in wachsendem Um-

fang auch auf ihre Wechselwirkungen mit anderen sozialen, kulturellen und ökologi-

schen Zusammenhängen hin zu befragen sind. Unternehmen sehen sich zusehends 

verpflichtet, ihre Aktivitäten gegenüber verschiedensten Stakeholdern zu legitimieren 
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sowie Entwicklungen und Ansprüche aus ihrem gesellschaftlichen Umfeld in ihre in-

ternen Strukturen einzubeziehen (Bluhm 2008). Mit anderen Worten:  

„Das Schicksal der Unternehmen entscheidet sich einerseits hier, auf den Märkten der Wirt-

schaft, aber es entscheidet sich gleichzeitig auch in den Labors der Wissenschaft, in den 

Gebetshallen der Kirchen, in den Sälen der Gerichte, in den Hinterzimmern der Politik und 

in den Redaktionen der Zeitungen, der Fernsehanstalten und Internetportalbetreiber“ 

(Baecker 2007: 22).  

Neue internetbasierte Geschäftsmodelle, z. B. verschiedene Formen von Plattform-

Ökonomie und Sharing-Economy, tragen zusätzlich dazu bei, dass die Grenzen zwi-

schen „Bürger“ bzw. „Konsument“ und „Beschäftigter“ bzw. „Produzent“ aufgehoben 

werden.  

Die erweiterte Subjektperspektive 

Die Eröffnung neuer betrieblicher Möglichkeitsräume und die innerbetrieblichen Ver-

schiebungen von Verhandlungspositionen werden in ihrer Wirksamkeit also durch die 

Öffnung und Entgrenzung der Unternehmensorganisation gegenüber ihrer gesell-

schaftlichen Umwelt verstärkt. Dies drückt sich beispielsweise in betrieblichen Initiati-

ven und Aktivitäten zur Familienfreundlichkeit, zum Diversity Management, zur 

Corporate Social Responsibility, zum Umweltengagement oder zur nachhaltigen 

Entwicklung aus. In all diesen Fällen können sich die Beschäftigten auf die gesell-

schaftliche Normalisierung dieser Ansprüche berufen und sie – gesellschaftlich legi-

timiert – im Betrieb anmelden und verfolgen. Zusätzlich zu den traditionell in der 

Industriesoziologie verhandelten Ansprüchen des tätigen Subjekts – Ansprüchen auf 

Anerkennung, Entfaltung, Persönlichkeitsentwicklung in der Arbeit und durch die Ar-

beit –  entwickelt sich eine „erweiterte Subjektperspektive“, durch die Ansprüche des 

„Bürgers“ bzw. „der Gesellschaft“ in den Betrieb transportiert werden.  

Während die traditionelle Industriesoziologie vor allem nach dem kollektiven Po-

tential für eine menschengerechte Arbeitsgestaltung suchte, das sich aus der ge-

meinsamen Arbeitserfahrung speist, scheint mittlerweile auch ein umgekehrter Weg 

möglich zu sein: die Veränderung der Arbeit bzw. des Betriebs durch „äußerliche“, 

gesellschaftlich legitimierte, individuelle Ansprüche. Damit ist es nicht mehr nur die 

Arbeitskraftperspektive, die abhängig Beschäftigte vom Verlust der Beschäftigungs-

fähigkeit, des Verkaufswerts der Arbeitskraft und damit der sozialen Sicherheit 

bedroht sehen und die sich von dort aus organisiert und artikuliert. Die erweiterte 

Subjektperspektive konfrontiert den Betrieb eben auch mit Ansprüchen z. B. an die 

Nützlichkeit, Sozial- oder Umweltverträglichkeit von Arbeit. Insofern ist heute eine 

wesentliche Veränderung im Verhältnis von Unternehmen und Beschäftigten zu un-

terstellen: Während in der industriegesellschaftlichen Epoche gesellschaftlicher Sinn 

und Nutzen von Arbeit für die Arbeitnehmer/-innen kaum relevante Bewertungskate-

gorien darstellen konnten, wird nunmehr darüber nachgedacht und nachgefragt, ob 

das was man herstellt und wie man es herstellt mehr nützt oder mehr schadet. 
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Abbildung 1: Der „doppelte Bezug auf Arbeit“2 und die erweiterte Subjektperspektive   

(Quelle: eigene Darstellung) 

Dieses Selbstbewusstsein der postfordistischen, anspruchsvollen Arbeitnehmer/-

innen drückt sich beispielsweise in einer Studie aus, die im Auftrag des Bundesar-

beitsministeriums (BMAS 2016) aktuelle Einschätzungen und Erwartungen zu den 

„Arbeits- und Wertewelten 4.0“ erhoben hat. Als gravierendste Veränderungen zwi-

schen „heute“ und „2030“ erwarten die repräsentativ befragten Arbeitnehmer/-innen 

mehrheitlich, dass sie in der Arbeit als „mündige Individuen partizipieren“, „weitrei-

chende Eigenverantwortung leben“, „alle individuellen Ansprüche realisieren“, „ihre 

Ideale in der Arbeitswelt verwirklichen“ und „das eigene Berufsbild kreativ gestalten“ 

könnten (BMAS 2016: 28). Die Kehrseite dieser Erwartungen wird jedoch ebenso 

deutlich: Man befürchtet für 2030, „in einer Welt ohne sozialen Halt“ zu leben und 

erwartet, dass man in eigener Verantwortung „in den Erhalt der Arbeitskraft investie-

ren“ müsse. 

3 Neue Möglichkeitsräume für die erweiterte Subjektperspektive? 

Innerhalb der betrieblichen Organisation verschaffen sich individuelle Interessen also 

zusätzliche Legitimation und Durchsetzungskraft, indem sie sich auf allgemeinere 

                                                             
2 Vgl. Schumann et al. 1982: 25 ff.; 292 ff.  
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gesellschaftliche Ansprüche an die wirtschaftlichen Akteure stützen. Die normative 

Kongruenz zwischen konkreten individuellen und allgemeinen gesellschaftlichen An-

sprüchen erleichtert nicht nur die Durchsetzung individueller Interessen gegenüber 

dem Management, sie erhöht auch die Akzeptanz unterschiedlicher „privater“ Anlie-

gen im sozialen Raum der Organisation – im Kollegenkreis, im Arbeitsteam oder bei 

der betrieblichen Interessenvertretung – und ermöglicht so auch die Überwindung 

von Interessendivergenzen und Anspruchskonkurrenzen innerhalb der Belegschaf-

ten, z. B. bei Bemühungen um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder um die 

Chancengleichheit der Geschlechter.  

Gesellschaftlich legitimierte Ansprüche 

Inwieweit erweiterte betriebliche Möglichkeitsräume tatsächlich auf der Ebene indivi-

duellen Handelns genutzt werden können, hängt also auch von den normativen und 

legitimatorischen Ressourcen ab, die die Arbeitnehmer/-innen im Betrieb mobilisieren 

können, ebenso wie vom Marktwert bzw. der „Marktmacht“ der individuellen Arbeits-

kraft (Baethge 1999). Insbesondere dort, wo individuelle, „private“ Interessen mit all-

gemein akzeptierten gesellschaftlichen Ansprüchen kongruent sind, werden sie zu 

legitimen Ansprüchen an die Arbeit und den Betrieb bzw. das Unternehmen und 

können von anspruchsvollen und durchsetzungsstarken Beschäftigten eingefordert 

werden. Begünstigt durch die partielle Aufweichung des traditionellen Normen- und 

Regelgerüsts des Arbeitssystems sind es daher vor allem die gut qualifizierten Ar-

beitnehmer/-innen, die neue Inhalte und Themen auf die Agenda der betrieblichen 

Aushandlungsprozesse setzen und dafür sorgen, dass sich neue Formen der Corpo-

rate Governance und der Governance von Arbeit entwickeln. Zurzeit scheinen vor 

allem Diskurse in drei Themenbereichen diese Art von gesellschaftlicher Aktualität 

und Legitimität für sich beanspruchen zu können:   

 Das Verhältnis von Privatleben und Arbeitswelt, d. h. auch das Spannungs-

verhältnis von Vereinbarkeit und Verfügbarkeit (Goedicke/Ellenberger 2015), 

wird in vielfacher Hinsicht konfliktreicher und die konkreten Ausprägungen der 

damit verbundenen Probleme variieren vor allem nach Geschlecht und Quali-

fikation (Baethge/Bartelheimer 2005: 22). Angesichts der sinkenden Bereit-

schaft, die Dominanz der Erwerbsarbeit als Taktgeber für die sonstige Lebens-

gestaltung zu akzeptieren (Mückenberger 2012)3, sind zunehmende Bemü-

hungen um eine systematische Zeitpolitik auch im Betrieb zu beobachten (IG 

Metall NRW 20174).  

 Die seit geraumer Zeit wachsende Zahl von Beispielen für Corporate Social 

Responsibility, Corporate Governance oder Corporate Citizenship lässt zwar 

erkennen, dass die Umsetzung von sozialer Verantwortung und die Beförde-

rung von bürgerschaftlichem Engagement in und durch Arbeit sowie die Her-

stellung von Transparenz und Kommunikation darüber keineswegs wider-

                                                             
3 Weitere Ansatzpunkte werden beispielsweise in den Zertifizierungsverfahren zur Familienfreundlichkeit von 
Unternehmen realisiert; vgl. z. B. http://www.berufundfamilie-bremen.de/ oder http://www.beruf-und-familie.de/in-
dex.php. 
4 So kündigt aktuell etwa die IG Metall mit der Forderung nach „mehr Zeitsouveränität für die Beschäftigten durch 
selbstbestimmte Arbeitszeiten“ an, dass in der Tarifrunde 2018 Arbeitszeiten durchgesetzt werden sollen, die 
„zum Leben passen“ (vgl. IG Metall Nordrhein-Westfalen 2017: o. S.). 
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spruchsfrei ist. Dennoch können sich hier Interessen des Unternehmens, unter 

anderem auch an der persönlichkeits- und kompetenzbildenden Funktion sol-

cher Maßnahmen für die Beschäftigten, mit den „privaten“ sozialen, kulturel-

len, politischen Anliegen der Arbeitnehmer/-innen verbinden und daher ist an-

zunehmen, dass sich derartige Aktivitäten noch verstärken werden.5            

 Neben der sozialen und bürgerschaftlichen Verantwortlichkeit von Arbeit sind 

bislang in Deutschland weitere gesellschaftliche Bewertungs- und Gestal-

tungskriterien für Arbeit, wie sie sich etwa aus den Diskussionen um eine 

„nachhaltige Entwicklung“ ergeben könnten, nur wenig verankert. Dennoch 

werden darauf beruhende Ansprüche – ökologische Verträglichkeit, gesell-

schaftliche Nützlichkeit, Ressourcenschonung, Geschlechter- und Generatio-

nengerechtigkeit – sowohl von den Arbeitnehmer/innen als auch von anderen 

Gruppen und Stakeholdern zunehmend in die Unternehmen und die Betriebs- 

und Arbeitsgestaltung eingebracht (Brandl/Hildebrandt 2002; Hildebrandt 

2004). 

Bisher existieren kaum empirische Befunde zur Frage, inwiefern und unter welchen 

Voraussetzungen Beschäftigte ihre erweiterte Subjektperspektive in Unternehmen 

einbringen können, um betriebliche Strukturen und Arbeitsprozesse umwelt- und so-

zialverträglicher zu gestalten. Unsere Forschungsperspektive fragt nach den Chan-

cen und Ressourcen, die Beschäftigte als individuelle wie kollektive Akteure hierzu 

nutzen und erschließen können. Demnach erhöhen sich die Chancen für Beschäftig-

te, die erweiterte Subjektperspektive zur Geltung zu bringen, in dem Maße, in dem 

Unternehmen auf ihre subjektiven Leistungsbeiträge zur ökonomischen Zielerrei-

chung angewiesen sind. Derartige Chancen können auch aus betrieblichen Manage-

mentstrategien der Subjektivierung von Arbeit resultieren.  

Ambivalente Managementstrategien  

Im arbeits- und industriesoziologischen Diskurs werden primär die Risiken von Ma-

nagementstrategien der Subjektivierung von Arbeit für die nachhaltige Beschäfti-

gungsfähigkeit von Erwerbspersonen analysiert und erörtert. So wird etwa auf die 

Gefahr einer Kolonialisierung von Subjektivität für betriebsökonomische Zwecke oder 

auf die selbstinduzierte Überschreitung psycho-physischer Belastungsgrenzen (Pe-

ters 2011; Kratzer/Dunkel 2011) hingewiesen. Dies ist z. B. der Fall, wenn Erwerbs-

tätige sich stark mit ihren Aufgaben und deren Zielen identifizieren bzw. sich für ihre 

Kunden oder Klientinnen in hohem Maße verantwortlich fühlen. In diesem Diskurs 

verstellt die Fokussierung auf Risiken allerdings teilweise den Blick für erweiterte 

Macht- bzw. Einflusspotenziale, die sich den Beschäftigten im Kontext solcher Ma-

nagementstrategien eröffnen. In dieser Perspektive geraten Beschäftigte als indivi-

duelle bzw. kollektive Akteure in den Blick, die ihre erweiterte Subjektperspektive und 

damit verknüpfte ökologische bzw. gesellschaftliche Sinnansprüche in der Arbeit und 

in Unternehmen reklamieren.   

                                                             
5 So wurde zum Beispiel 2011 in Deutschland mit der „DIN ISO 26000 – Gesellschaftliche Verantwortung erfolg-
reich umsetzen“ erstmals ein Unternehmensleitfaden für Corporate Social Responsibility eingeführt. 
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Diese Einfluss- und Gestaltungschancen von Beschäftigten basieren auf unter-

schiedlichen Voraussetzungen: Sie sind eng verwoben mit kontingenter Subjektivität 

(Horn 1989: 182), d. h. ökonomisch nicht ohne Weiteres verwertbaren personalen 

Qualitäten, subjektiven Anteilen und psychischen Energien, die Beschäftigte unver-

meidlich in den Arbeitsprozess einbringen. Diese Sperrigkeit von Subjektivität äußert 

sich vor allem im Eigensinn von Beschäftigten, ihre Individualität, Bedürfnisse, Inte-

ressen, Neigungen und individuellen Freiheitsansprüche auch im Unternehmen zur 

Geltung zu bringen. Eigensinn als personale Ressource bildet nicht nur ein potenziel-

les Fundament individueller Selbstbehauptungs- und Schutzstrategien gegenüber 

einer ökonomischen Kolonialisierung von Subjektivität, sondern kann sich auch in der 

beharrlichen Bereitschaft äußern, persönlich für wichtig erachtete ökologische und 

gesellschaftliche Sinnansprüche in Unternehmen zu reklamieren.  

Wachsende Einfluss- und Gestaltungschancen für Beschäftigte, ihre erweiterte 

Subjektperspektive in die Arbeit bzw. in Unternehmen einzubringen, eröffnen sich 

aus der Art und Weise, wie Unternehmen mit der Unvollständigkeit des formaljuristi-

schen Arbeitsvertrags und der wechselseitigen Abhängigkeit zwischen Management 

und Beschäftigten umgehen (Coyle-Shapiro/Conway 2005). Die Unvollständigkeit 

des Arbeitsvertrags begünstigt die Herausbildung impliziter sozialer Erwartungsstruk-

turen zwischen Management bzw. Führungskräftegruppen und Belegschaftsgruppen 

(Becke 2008). Ihre Grundlage bilden implizite, auf Geben und Nehmen gerichtete 

Gegenseitigkeitserwartungen. Unternehmensleitungen bzw. Führungskräfte sind 

tendenziell darauf angewiesen, Reziprozitätserwartungen von (hoch) qualifizierten 

Beschäftigten zu entsprechen, die für die Erfüllung betrieblicher Primäraufgaben 

bzw. für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen relevant sind. 

In solchen Konstellationen impliziter sozialer Erwartungsstrukturen bestehen für Be-

schäftigte relativ gute Chancen, vor allem sozial legitimierte ökologische bzw. gesell-

schaftliche Sinnansprüche an die Arbeit zu thematisieren und zu verfolgen. Seitens 

des Managements verletzte Reziprozitätserwartungen können Beschäftigte dazu 

veranlassen, ihre Leistungsbereitschaft zur Realisierung betriebsökonomischer Ziele 

einzuschränken (Meyer/Allen 1997; Becke 2008).   

Verschiebung von Machtpositionen 

Schließlich resultieren individuelle wie kollektive Gestaltungschancen von Beschäftig-

ten, ihre erweiterte Subjektperspektive in der Arbeit zu reklamieren, aus Macht- und 

Einflusspotenzialen, die Managementstrategien der Subjektivierung von Arbeit inhä-

rent sind: Da das Management von Arbeitsprozessen zu weiten Teilen im Rahmen 

der indirekten Steuerung auf die Ebene der Beschäftigten verlagert wird, erhöht sich 

die Vulnerabilität und Angewiesenheit von Unternehmen gegenüber Beschäftigten 

und ihrer dezentralen, selbstgesteuerten Leistungsverausgabung. Dies gilt insbeson-

dere für Beschäftigte, die als (hoch) qualifizierte Arbeitskräfte über fachliche Exper-

tise und häufig auch über ein für die Selbstorganisation der Arbeit essentielles Erfah-

rungswissen verfügen, das der Managementkontrolle nur begrenzt zugänglich ist. 

Managementstrategien der Subjektivierung von Arbeit tragen also dazu bei, dass 

(hoch) qualifizierte Beschäftigte betrieblich relevante Ungewissheitszonen kontrollie-

ren (Crozier/Friedberg 1979), die sich der Kontrolle und dem Zugriff des Manage-
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ments entziehen. Die Kontrolle über betrieblich bedeutsame Ungewissheitszonen 

ermöglicht Beschäftigten einen Zuwachs an Primärmachtpotenzialen, die sie in 

betriebliche Aushandlungsprozesse einbringen können. Sie eröffnen ihnen neue 

Spielräume, sozialmoralische Sinnansprüche in der betrieblichen Sphäre geltend zu 

machen, die sozial legitimiert sind und Chancen für eine umweltsensible bzw. nach-

haltige Arbeitsgestaltung bieten.  

Wenn hoch qualifizierte Beschäftigte ihre erweiterte Subjektperspektive in Arbeit 

und Unternehmen einbringen, so können sie in betrieblichen Aushandlungsprozes-

sen neue Themen und Inhalte zur Geltung bringen und verfolgen. Das Einbringen 

der erweiterten Subjektperspektive ermöglicht eine Politisierung betrieblicher Pro-

zesse und Strukturen in der Perspektive der Nachhaltigkeit. Diese Politisierung und 

ihre Erfolgsaussichten sind jedoch an spezifische Voraussetzungen gebunden: 

Selbst hoch qualifizierte Beschäftigte werden nur in Einzelfällen dazu in der Lage 

sein, ihre Primärmachtpotenziale effektiv zu nutzen, um gesellschaftliche bzw. ökolo-

gische Sinnansprüche in Unternehmen als ,Einzelkämpfer‘ zu realisieren. Vielmehr 

können sie ihre mikro- und arbeitspolitischen Verhandlungsspielräume erweitern, 

wenn es ihnen gelingt, Verbündete zu gewinnen. Dies bedeutet, dass individuelle 

Akteure sich zu kollektiven Akteuren zusammenschließen, indem sie ihre Ressour-

cen (z. B. Wissensbestände, Macht- und Einflusspotenziale) zusammenlegen und 

dadurch ihre potenzielle Verhandlungsmacht erhöhen (Schimank 2002: 384 f.). Bei-

spiele für solche ,neuen‘ kollektiven Akteure auf betrieblicher Ebene bilden etwa Be-

legschaftsinitiativen für die Förderung einer regenerativen Energieversorgung von 

Unternehmen oder für ein nachhaltiges betriebliches Mobilitätsmanagement. Die Er-

folgs- und Durchsetzungschancen von Beschäftigten als individuelle wie kollektive 

Akteure, neue Themen auf die betriebliche Agenda zu setzen, erfordert, bei der Mo-

bilisierung normativer und legitimatorischer Ressourcen auch innerbetriebliche Ak-

teurskoalitionen einzugehen, die unterschiedliche Führungs- bzw. Belegschaftsgrup-

pen einschließen. Die Mobilisierung normativer und legitimatorischer Ressourcen ist 

aussichtsreich, wenn es Beschäftigten gelingt, betriebliche Entscheidungsträger da-

von zu überzeugen, dass betriebliche Interessen zumindest teilweise kongruent bzw. 

vereinbar sind mit den reklamierten gesellschaftlich anerkannten Ansprüchen.  

Prozesse und Auswirkungen einer Politisierung von Arbeit und Unternehmen in 

der Perspektive der Nachhaltigkeit durch hoch qualifizierte Beschäftigte bedürfen 

weiterer Forschung. Zu vermuten ist, dass diese Politisierung potenziell ambivalente 

Wirkungen hat: Auf der einen Seite kann sie Prozesse organisationalen Lernens för-

dern, indem dadurch betriebliche Handlungskonstellationen so verändert werden, 

dass neue Reflexions- und Möglichkeitsräume für eine umwelt- und sozialverträgli-

che Gestaltung von Arbeit, Technik und Organisation entstehen (Becke et al. 2001). 

Auf der anderen Seite können sich durch diese Politisierung betriebliche Gover-

nancestrukturen und Sozialbeziehungen verändern. Neue kollektive Akteure stellen 

eine Herausforderung für betriebliche Interessenvertretungen dar, wenn diese Akteu-

re ihre spezifischen Interessen partikularistisch verfolgen, ohne die Ansprüche und 

Interessen anderer Belegschaftsgruppen angemessen zu berücksichtigen. Sie kön-

nen zumindest betriebliche Interessenvertretungen unter einen erhöhten Legitima-
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tions- und Handlungsdruck setzen, sich in umwelt- und nachhaltigkeitspolitischen 

Fragen innerbetrieblich klar zu positionieren. Wenn es neuen kollektiven Akteuren 

gelingt, neue Verhaltensstandards betrieblich zu etablieren, kann dies Prozesse ei-

ner sozialen Fragmentierung von Belegschaften fördern. Dies ist der Fall, wenn be-

stimmte Belegschaftsgruppen ihr dann abweichendes Verhalten legitimieren müssen 

und in eine soziale Außenseiterposition gedrängt werden (Becke 2008).  

4 Betriebliche Anerkennung der erweiterten Subjektperspektive: Drei Szenarien 

Die betriebliche Anerkennung der erweiterten Subjektperspektive ist mit Blick auf die 

Realisierung nachhaltiger Arbeit in Unternehmen mithin kein Selbstläufer. So setzt 

sie voraus, Erwartungskonflikte zwischen den erweiterten Sinnansprüchen von Be-

schäftigten und betrieblichen Leistungserwartungen zu thematisieren und innerbe-

trieblich zu bearbeiten. Die Voraussetzungen einer solchen Anerkennung sind noch 

näher zu erforschen. Anzunehmen ist, dass von zentraler Bedeutung das Wechsel-

spiel zwischen förderlichen Kontextfaktoren und innerbetrieblichen Handlungskons-

tellationen sein wird (Birke/Schwarz 1994). Die betriebliche Handlungskonstellation 

ist bedeutsam für die Aufmerksamkeit, die diesen Kontextfaktoren innerbetrieblich 

zukommt und für deren Übersetzung in das Handeln betrieblicher Akteure (Weltz 

2011). Als förderliche Kontextfaktoren für eine betriebliche Anerkennung der erwei-

terten Subjektperspektive von Beschäftigten in ökologischer bzw. nachhaltiger Hin-

sicht können sich z. B. neue umweltpolitische Regelungen, eine öffentliche Skandali-

sierung unternehmensinduzierter Umweltschädigungen oder neue Marktchancen 

durch Nachhaltigkeits- bzw. Umweltinnovationen erweisen. 

Generell können mit Blick auf die Anerkennung der erweiterten Subjektperspekti-

ve von Beschäftigten drei hypothetische Szenarien grob unterschieden werden, zu 

denen bislang nur ansatzweise empirische Forschungsergebnisse vorliegen:  

Im Szenario der unternehmensinternen Missachtung der erweiterten Subjekt-

perspektive, werden die erweiterten Sinnansprüche, die Beschäftigte mit Blick auf 

nachhaltige Arbeit reklamieren, negiert oder zurückgewiesen. Zu erwarten ist, dass 

Beschäftigte spätestens nach einem Scheitern der ,Voice‘-Option die Exit-Option su-

chen (Hirschman 1970). Diese kann sich darin äußern, betrieblich relevante subjekti-

ve Leistungspotenziale zurückzuhalten oder einzuschränken. Allerdings ist bei quali-

fizierten Beschäftigten mit einem hohen Marktwert eher zu erwarten, dass sie das 

Unternehmen verlassen werden. Die Abwanderung ist dann verbunden mit der Su-

che nach ,passfähigeren‘ Arbeitgebern, die ihre (erweiterte) Subjektperspektive aner-

kennen. In einer Untersuchung zu „neuen Regulierungsansprüchen und -praktiken“ 

in ausgewählten „sozial- und/oder umweltsensiblen“ Unternehmen (Voss/Warsewa 

2007) zeigte sich, dass auch der Weg in die (Solo)Selbständigkeit eine – allerdings 

riskante – Reaktion von Beschäftigten ist, deren Erwartungen sich im traditionellen 

betrieblichen Kontext nicht erfüllen ließen (ebd.: 89 ff.).6        

                                                             
6 Projekt „Arbeitsverhältnisse und private Lebensführung – neue Regulierungsansprüche und -praktiken“, bearbei-
tet von Jenna Voss und Günter Warsewa im Rahmen des Projektverbunds „Gesellschaftlicher Wandel und neue 
Regulierungsmuster von Arbeit“ am Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) der Universität Bremen. 
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Auf eine solche Missachtung der erweiterten Subjektperspektive von Beschäftig-

ten verweisen vor allem empirische Studien zur betrieblichen Einführung von Um-

weltmanagementsystemen, die vorwiegend in den 1990er Jahren erfolgten (Hemkes 

1998; Becke et al. 1997): Die Einführung des betrieblichen Umweltmanagements 

erwies sich primär als eine Domäne betrieblicher Expert/-innen mit umwelt-, natur- 

oder betriebswirtschaftlicher Ausrichtung. Im Fokus ihrer technologischen Hand-

lungsrationalität stand vor allem die Erfassung von Umweltrisiken, die Quantifizierung 

umweltrelevanter Stoffströme und Verbräuche, die Erschließung umweltbezogener 

Kosteneinsparungspotenziale und die Einhaltung von Umweltnormen. Die Einbin-

dung von Beschäftigten beschränkte sich hierbei häufig auf ihre Information und Un-

terweisung. Beschäftigten wurde oft ein Subjektstatus bei der expertenorientierten 

Einführung und Gestaltung des Umweltmanagements abgesprochen. Ihr Fach- und 

Erfahrungswissen wurde als Quelle betrieblicher Umweltinnovationen kaum aner-

kannt.     

Das zweite Szenario der betriebsstrategischen Integration der erweiterten Sub-

jektperspektive postuliert, dass die erweiterten Sinnansprüche von Beschäftigten in-

soweit anerkannt werden, wie sie mit betrieblichen Zwecken kongruent sind und eine 

betriebliche Bindung qualifizierten Personals ermöglichen. Bisher existieren kaum 

empirische Studien (zu den Ausnahmen siehe Kühner et al. 2016), die an dieses 

Szenario anschließen. Dieses Szenario lässt sich anhand eines betrieblichen Fall-

beispiels aus einem laufenden BMBF-geförderten Forschungsprojekt7 zur Verknüp-

fung von guter Arbeit und Umweltinnovationen verdeutlichen: Das Unternehmen hat 

vor einigen Jahren einen ökologieorientierten Veränderungsprozess eingeleitet, um 

Kostenoptimierungen durch ökoeffiziente Dienstleistungen, Strukturen und Prozesse 

zu realisieren und zugleich die soziale Legitimität in der Geschäftsregion durch die 

Verfolgung des Ziels der Klimaneutralität zu erreichen. Die betrieblichen Energieeffi-

zienzziele wurden in die unternehmensinterne Balanced Scorecard übersetzt. Die 

überwiegend qualifizierten Facharbeiter und hoch qualifizierten Angestellten betrach-

teten die ökologische Modernisierungsoffensive der Unternehmensleitung als Einla-

dung, den umweltorientierten Veränderungsprozess mitzugestalten und zu unterstüt-

zen. Der Veränderungsprozess kam ihrer erweiterten Subjektperspektive entgegen, 

da er ihnen Möglichkeiten eröffnete, eigene ökologische Wertorientierungen im Un-

ternehmen zu verfolgen. Die betriebsstrategische Integration der erweiterten Sub-

jektperspektive erwies sich jedoch als ambivalent: Auf der einen Seite verstärkte die 

Anerkennung der erweiterten Sinnansprüche von Beschäftigten die Bindung an das 

Unternehmen und setzte weitere Effizienzpotenziale frei. Auf der anderen Seite ge-

riet die ökologische Modernisierung in Konflikt mit Erwartungen der Beschäftigten an 

eine gute Arbeitsqualität. Die Erwartungshaltung des Managements, beständig die 

Energieeffizienz zu steigern, kollidierte mit dem Erleben der Beschäftigten, wonach 

die ökoeffizienten Einsparpotenziale bereits weitgehend ausgeschöpft waren und 

weitere Maßnahmen, z. B. ökologische KVP-Workshops mit Beschäftigten, bereits 

als unverhältnismäßiger Zusatzaufwand betrachtet wurden, so dass zeitliche Res-

                                                             
7 Verbundprojekt ,NaGut – Nachhaltig Gut Arbeiten. Arbeit und Ökologie ganzheitlich verbinden – Innovationsfä-
higkeit stärken‘, http://www.nagut.uni-bremen.de. 
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sourcen für die eigenen Kernaufgaben eingeschränkt würden. Dieses Beispiel ver-

deutlicht, dass hierbei die Gefahr einer betriebsökonomischen Finalisierung der An-

erkennung subjektiver Sinnansprüche an nachhaltige Arbeit bestand. Das Beispiel 

verweist auch darauf, dass die Kongruenz zwischen betrieblichen Interessen und 

erweiterten Sinnansprüchen von Beschäftigten an nachhaltige Arbeit in einem Hand-

lungskorridor verläuft, der durch Aushandlungsprozesse geprägt ist.    

Das dritte Szenario bildet die nachhaltige Umgestaltung von Unternehmen durch 

die erweiterte Subjektperspektive von Beschäftigten. Die erweiterten Sinnansprüche 

von Beschäftigten an nachhaltige Arbeit werden in diesem Szenario nicht nur unter-

nehmensintern anerkannt, sondern Beschäftigte mit solchen Sinnansprüchen bilden 

zentrale Träger einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung. Erweiterte Subjekt-

perspektiven werden in der Arbeits- und Organisationskultur regulierungsrelevant 

und wechselseitige Anpassungsprozesse sorgen für eine relativ weit reichende 

Kompatibilität von Subjekt- und Betriebslogik. Während das zweite Szenario an-

scheinend das gängige Muster in den meisten Groß- und Mittelbetrieben mit traditio-

nellen Regulierungskontexten darstellt, entspricht das dritte Szenario am ehesten 

den Praktiken in den relativ wenig verbreiteten, kleineren bzw. mittleren Beleg-

schafts- oder Genossenschaftsbetrieben (Voss/Warsewa 2007). Auch hierzu liegen 

bisher kaum empirische Befunde vor.     

Das Zusammenspiel zwischen den genannten Kontextfaktoren und den aufge-

zeigten Szenarien der Anerkennung einer erweiterten Subjektperspektive von Be-

schäftigten bedarf weiterer konzeptioneller Klärung und empirischer Untersuchung. 

Ebenso sind mögliche Übergänge zwischen den drei Szenarien in beiden Entwick-

lungsrichtungen zu untersuchen. Für die Erklärung solcher Übergänge sind betrieb-

liche Handlungskonstellationen und Governancestrukturen verstärkt zu berücksich-

tigen.  

5 Ausblick 

Unter welchen Bedingungen und in welchen Formen die Umsetzung der dargestell-

ten Ansätze einer neuen Arbeitskultur der postindustriellen Dienstleistungs-, Informa-

tions- und Wissensgesellschaft möglich werden könnte, wird weiter zu analysieren 

und zu diskutieren sein. Zur Bedeutung einer erweiterten Subjektperspektive insbe-

sondere für nachhaltigkeitsorientierte Arbeitsgestaltung sowie die Entwicklungsper-

spektiven einer Postwachstumsökonomie gibt es bislang nur wenige empirische 

Arbeiten. Sofern aber die hier begründete Vermutung einer sich allmählich entfalten-

den neuen Konstellation von Arbeitsorganisation und individuellen Ansprüchen und 

Arbeitsbezügen eine gewisse Plausibilität hat, besteht ein erheblicher Forschungs-

bedarf zu den angesprochenen Themen: Welche Ausprägungen könnte eine erwei-

terte Subjektperspektive annehmen? Unter welchen Bedingungen können abhängig 

Beschäftigte/Belegschaften tatsächlich zu maßgeblichen Akteuren sozial-ökologi-

scher Transformationsprozesse werden? Ist die Entfaltung neuer Ansprüche an eine 

fortgesetzte Individualisierung gebunden oder entwickeln sich neue Formen kollekti-

ver Organisation? Wie verhält sich die erweiterte Subjektperspektive zu den traditio-
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nellen Formen der Interessenartikulation und -organisation? Welche betrieblichen 

Wirkungen sind zu erwarten und zu beobachten?  

Die Fragestellungen machen deutlich, dass auch mit den skizzierten Entwicklun-

gen die Risiken einer postfordistischen Zukunft der Arbeit nicht von der Hand zu wei-

sen sind: Zwar erscheinen die Möglichkeiten und Spielräume für die Artikulation und 

Durchsetzung individueller Ansprüche an Arbeit und Betrieb besser als seit langer 

Zeit. In dem Maße, in dem damit soziales Engagement, ökologische Verträglichkeit, 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Wertschätzung von Eigen-, Versorgungs-, Ge-

meinwesenarbeit, gesellschaftliche Verantwortung und Nützlichkeit von Produkten 

und Dienstleistungen auch für Beschäftigte und Vorgesetzte zu akzeptierten und 

„normalen“ Bestandteilen von Arbeit werden, könnten die Chancen für eine echte 

Integration von Erwerbsarbeit, Versorgungsarbeit, bürgerschaftlichem Engagement, 

Haushalts- und Familienverpflichtungen, kurz für eine neue Einbettung bzw. Rück-

bettung von Arbeit in die sozialen Zusammenhänge jenseits von Arbeit, wachsen. Je 

stärker die Aufwertung des Individuums im Betrieb an die individuellen Ressourcen 

der einzelnen Beschäftigten gebunden wird, desto stärker wird aber auch die Gefahr, 

dass Gruppen- oder Einzelegoismen in die Arbeitspolitik und die Organisation von 

Arbeit und Betrieb durchschlagen und die Vorteile der einen zu Lasten der anderen 

gehen. Eng damit verknüpft sind die möglichen Wirkungen auf die Formen der Inte-

ressenvertretung von Beschäftigten im Betrieb. Für die traditionellen Organisations-

formen im Rahmen des deutschen Systems der dualen Interessenvertretung, also 

Betriebsräte und Gewerkschaften, könnten sich sowohl stärker individualisierte als 

auch potentielle neue kollektive Muster der Interessensvertretung als eine erhebliche 

Konkurrenz, zumindest aber als ernsthaftes Anpassungsproblem erweisen. 
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